Anmerkungen RA Paulsen vom 15.05.2003 zum

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen  Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 417/2002 zur beschleunigten Einführung von Doppelhüllen oder gleichwertigen Konstruktionsanforderungen für Einhüllen-Öltankschiffe und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 2978/94 des Rates – KOM(2002) 780 endg.

Ich habe die nachfolgenden Materialien als Arbeits- und Diskussionsgrundlage für fachlich und rechtlich Interessierte und als Info über den zeitlichen Ablauf der Beratungsverfahren im Europäischen Parlament sowie Bundestag/Bundesrat zusammengestellt.

Die Änderungsanträge 1, 4, 5, 6 und 43 des Ausschusses des Europäischen Parlaments für Regionalpolitik, Verkehr und Fremdenverkehr (RETT) beziehen sich auf das Spannungs- verhältnis zwischen den geplanten EU-Regelungen und den Regelungen der International Maritim Organization (IMO) / des Internationalen Seerechts. Der RETT-Berichterstatter E. Piecyk hat hierzu auf  Seite 11 seines Berichtsentwurfs die Auffassung vertreten, die EU müsse die Umsetzung der Maßnahme auf EU-Ebene betreiben und gleichzeitig durch Verhandlungen im Rahmen der IMO eine beschleunigte Außerdienst- stellung von Einhüllen-Tankschiffen auf globaler Ebene  verfolgen. Hierzu ist anzumerken, dass eine Umsetzung nur auf EU-Ebene wirkungslos wäre, da die von der EU-Regelung betroffene EU-Tonnage problemlos ausgeflaggt werden könnte. Das geplante Verbot des Befahrens von  EU-Gewässern durch unter der Flagge von Drittstaaten fahrende Tanker, welche zwar den Anforderungen der IMO (insbes. dem Internationalen Übereinkommen zur Verhütung  der Meeresverschmutzung durch Schiffen - MARPOL) entsprechen, jedoch 

· nach den verschärfte EU-Regelungen außer Dienst zu stellen sind oder 

· Schweröl transportieren, ohne wie von der EU gefordert eine Doppelhülle zu haben

ist rechtlich bedenklich. Was völkerrechtlich erlaubt ist, darf  nicht gemeinschaftsrechtlich verboten werden und könnte einige Prozesse nach sich  ziehen. So hatte INTERTANKO (International Association of Independent Tanker Owners) den US-Staat Washington erfolgreich vor dem US Supreme Court verklagt, weil die Regelungen des Staates Washington bezüglich der Tankersicherheit über das US-Bundesrecht hinaus gingen. Was würde die Bundesrepublik unternehmen, wenn sich ein unter das Transportverbot fallender Einhüllentanker

· im (bevorstehenden) Transit durch deutsche Hoheitsgewässer bzw. die AWZ  befindet oder

· einen deutschen Hafen anlaufen möchte und hierzu gem. Chartervertrag auch verpflichtet ist? Wer ersetzt den durch ein u.U. völkerrechtswidriges Anlaufverbot verursachten Schaden?

Möglicherweise hat die EU-Kommission jedoch die Problematik zwischenzeitlich erkannt. Sie fordert in ihrem  Bericht an den Europäischen Rat über die angesichts der Folgen der Prestige-Katastrophe zu ergreifenden Maßnahmen  vom 05.03.2003 – KOM(2003) 105 endg. unter Ziffer 2.2.3.3. die Einholung eines Verhandlungsauftrages des Rates zur Überarbeitung des UN-Seerechtsübereinkommens.

Die von der EU vorgesehenen Regelungen sind – soweit sie von der IMO übernommen werden  -  zu begrüßen.

Der Berichterstatter des EP-Verkehrsausschusses W. Piecyk  fordert im Änderungsantrag 1 ein Mandat  der EU-Kommission, die Durchsetzung der beabsichtigten Verordnung in der IMO zu verhandeln. In diesem Zusammenhang ist folgendes anzumerken: Die EU-Kommission hat dem Rat bereits am  09.04.2002 den  Beitritt der EG zur IMO und ICAO empfohlen. Sie hat die Empfehlung auf der Sitzung des Rates Verkehr und Telekommunikation vom 17. und 18.06.2002 u.a. damit begründet, dass die Gemeinschaft als Vollmitglied ihren Verpflichtungen besser nachkommen und die Kohärenz zwischen Gemeinschaftsrecht und internationalem Recht besser gewährleisten könne. Der Rat beauftragte daher den Ausschuss seiner Ständigen Vertreter mit der Prüfung dieser Vorschläge. Wie lange wird noch geprüft?

Gefallen hat mir der Änderungsantrag 2 des Berichterstatters W. Piecyk. Hier sind die Hinweise aus der Praxis,  dass an Bord von Großschiffen z.T. einige tausend Tonnen Schweröl als Treibstoff gefahren werden, aufgenommen worden. Gefordert ist auch hier vor allem die IMO.

Zeitlicher  Ablauf

20.12.2002 Kommissionsvorschlag

13.01.2003   
Europäisches  Parlament: Verweisung  an Ausschüsse

· Federführend RETT  (Regionalpolitik, Verkehr, Tourismus)

· Mitberatend ITRE (Industrie, Außenhandel, Forschung)

· Mitberatend ENVE (Umweltfragen, Volksgesundheit und Verbraucher- politik)

16.01.2003
Bundesrat: Unterrichtung durch Bundesregierung (Drucksache  33/03)

21.01.2003 RETT benennt Berichterstatter E. Piecyk

28.01.2003 
ENVE benennt Berichterstatterin A. Thors

20.02.2003 ITRE benennt Berichterstatter J. Puvis

21.02.2003 Bundestag: Unterrichtung über die gem. § 93 GO an die Ausschüsse über-

wiesenen Vorlagen (Drs. 15/503, Ziffer 1.13) und Überweisung an

· Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen

· Ausschuss für Umwelt,  Natur und Reaktorsicherheit

· Ausschuss für Angelegenheiten der Europäischen Union

03.03.2003 Bundesrat: Empfehlungen der Ausschüsse (Drs. 33/1/03)

04.03.2003 RETT: Berichtsentwurf mit Änderungsanträgen 1-3 (W. Piecyk)

014.03.2003  
Bundesrat: Beratung  mit einer Rede des Umweltministers Müller (Schleswig-

Holstein) und Beschluss (Drs. 33/03 a.E.) – lesenswert!

25.03.2003 ITRE: Beratung des Entwurfs einer Stellungnahme des Berichterstatters

25.03.2003 
ENVE: Beratung des Entwurfs der Stellungnahme der Berichterstatterin

08.04.2003 
RETT: Einreichungsschluss für Änderungsanträge

14.04.2003 
RETT: Änderungsanträge 4-43

23.04.2003 ENVI: Beratung und Annahme der Stellungnahme mit Änderungsanträgen 1-13

23.04.2003 ITRE: Beratung und Annahme der Stellungnahme mit Änderungsanträgen 1-3

30.04.2003 
RETT: Beratung und Annahme  des  Berichtes mit Änderungsanträgen

09.05.2003 Bundestag: Debatte – Mitteilung des Vors. des federführenden BT-Verkehrs-

ausschusses,  die Vorlagen bzw. Unterrichtung zur Kenntnis genommen oder

von einer Beratung abgesehen zu haben 

02.-05.06.03
Europäisches Parlament: Geplante Annahme  im Plenum

